
1.2. Potsdam als Integrationswerkstadt
Interview mit Magdolna Grasnick

Wie werden Migranten in der brandenburgischen Landeshaupt-
stadt integriert? Vor welchen Problemen stehen sie, welche Chancen 
eröffnen sich? Im Gespräch mit WeltTrends spricht die Integrati-
onsbeauftragte von Potsdam, Magdolna Grasnick, sowohl über die 
Entwicklung von Integrationsinitiativen seit der Deutschen Einheit 
und die Ausgangslage der zugezogenen Migranten anno 2011, als 
auch über die Zukunft der Zuwanderung und Förderungsmöglich-
keiten bürgerschaftlichen und interkulturellen Engagements.

WeltTrends: Sehr geehrte Frau Grasnick, als Integrationsbe-
auftragte von Potsdam sind Sie täglich mit Problemen und 
Chancen der Zugewanderten in der Landeshauptstadt konfron-
tiert. Würden Sie Potsdam als eine Stadt charakterisieren, in der 
Migranten rasch „ankommen“ können?

Grasnick: Dass man als Zugewanderter sofort Teil der Stadtgesell-
schaft wird, dies ist noch nicht Realität. Allerdings ist es immer mehr 
eine Selbstverständlichkeit, dass die Migranten zur Stadt gehören 
und die Integration voranschreitet. Dies gilt auch für Stadtgebiete 
wie Potsdam-Süd, in dem Neubaugebiete sind und die statistisch 
nicht finanzstärkste Einwohnerschaft lebt. Die Selbstverständlich-
keit drückt sich, um dies mit einem Beispiel darzustellen, darin aus, 
dass Informationsunterlagen auch in russischer Sprache angefertigt 
werden und vorliegen, um auch etwa älteren russischen Mitbür-
gern, die kein Deutsch verstehen, Informationen anzubieten.

WeltTrends: Mit Ihrer Formulierung, dass Migranten „immer 
mehr ankommen“, die Integration voranschreitet, konstatieren 
Sie eine positive Entwicklung. Wann war es anders? Können Sie 
Wegmarken dieses Voranschreitens bestimmen?

Grasnick: Nehmen wir als Ausgangspunkt das Jahr 1990. Zu dieser 
Zeit gab es in Potsdam 800 angemeldete Ausländer und 4000 russi-
sche Streitkräfte, die nicht angemeldet waren. Mit der Wende wurde 
man sofort von einem DDR-Ausländer zu einem BRD-Ausländer 
und geriet in die Welle der Arbeitslosigkeit. Dies war ein Problem. 
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So wurde in gewissem Sinne auch deutlicher, wer Ausländer ist und 
wer nicht, und 1992, als in Potsdam 1200 Asylbewerber eintrafen, 
redeten immer mehr Menschen in der Stadt gegen Ausländer. Es 
war eine Zeit des Wohnungsnotstands und hoher Arbeitslosigkeit. 
Mit positiven Entwicklungen entspannte sich diese Situation. 2005 
wurde im Bund dann das neue Aufenthaltsgesetz verabschiedet, in 
dem erstmals auf dieser Ebene zugegeben wurde, dass Deutschland 
ein Einwanderungsland ist. In Potsdam zählten die Zuwanderer 
allerdings schon vorher zum Themenkomplex Stadtbürgerschaft.

WeltTrends: Welche Rolle spielt bei der veränderten Wahrneh-
mung der Faktor der demografischen Entwicklung?

Grasnick: Die demografische Entwicklung macht vor Branden-
burg nicht Halt, sie hat das Land erreicht. Vor einigen Jahren 
noch war das Thema der Integration stark verbunden mit dem 
Gedanken an Migranten und Ausländer, die gezwungen waren, 
nach Brandenburg zu kommen, also nach Landesaufnahmegesetz 
hier gelandet sind. Nun ist stärker die freiwillige Zuwanderung in 
Folge von Fachkräftemangel im Fokus. Man merkt dies seit den 
vergangenen sechs Jahren deutlich. Es gibt hier bemerkenswerte 
Entwicklungen. Zwei Beispiele: Die zentrale Arbeitsvermitt-
lung entscheidet jetzt in kürzester Zeit, innerhalb einer Woche, 
ob benötigte Fachkräfte aus Drittstaaten kommen dürfen. Und: 
Seit zwei Jahren gilt, dass die Geduldeten, die praktisch Deutsch-
land verlassen müssten, nach 4 Jahren Aufenthalt in Deutsch-
land BAFöG-berechtigt sind, also auch studieren könnten. Jetzt 
nimmt Potsdam jährlich nur noch etwa 40-60 Asylsuchende 
(Tendenz steigend) auf, man kümmert sich. Junge Menschen, 
wenn sie in Potsdam bleiben können, wären ja ein Gewinn für 
die Kommune und auch für die regionale Wirtschaft, wenn sie in 
den Arbeitsmarkt gebracht werden könnten.

Magdolna Grasnick
Magdolna Grasnick, seit 1990 Beauftragte für Migration und Integration der Landeshaupt-
stadt Potsdam.

magdolna.grasnick@rathaus.potsdam.de
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WeltTrends: Im aktuellen Integrationskonzept der Stadt Potsdam 
wird die Gefahr sozialer Segregation angesprochen, die Konzen-
tration von zu Integrierenden auf Plattenbaugebiete und Kieze, 
beispielsweise Schlaatz. Wie kann man entgegenwirken? Oder 
erachten Sie dies in Potsdam gar nicht als so problematisch?

Grasnick: Als so problematisch erachte ich es für Potsdam tatsäch-
lich nicht. Im ersten Integrationsmonitoring-Bericht vom 
Dezember 2010 haben wir erstmals einen Segregationsindex einge-
bunden und der zeigt an, dass sich die Situation eher gebessert hat. 
Dies belegt, dass Segregation in den vergangenen drei Jahren nicht 
schlimmer geworden ist. Die Kommune schläft nicht. Insbesondere 
was den Stadtteil Schlaatz betrifft, gab es Initiativen im Rahmen des 
Programms „Zukunft im Stadtteil“ (ZIS) oder der „Sozialen Stadt“. 
Durch das Hinzukommen des Asylbewerberheims in diesem Kiez 
sind die dort vorhandenen Träger noch enger zusammengerückt. 
Ich habe keine Angst, dass das Wohngebiet dort „abrutscht“. 
Weitere Zuwanderer können mit den vorhandenen Strukturen 
eingebunden werden. Allerdings sehe ich das Problem, dass das 
Programm „Soziale Stadt“ demnächst auslaufen wird, was auch 
etwa auf den Stadtteil Drewitz, in dem die Bausubstanz schlechter 
ist und die Bevölkerung keine Veränderung haben möchte, Auswir-
kungen haben könnte. Allgemein ist zu berücksichtigen, dass die 
Stadt wachsam sein muss, um bezahlbaren Mietraum nicht nur an 
einem Ort zu schaffen. Sonst ist Segregation vorprogrammiert.

WeltTrends: 2007 lebten in Potsdam ca. 7000 Menschen mit 
Migrationshintergrund, dies entspricht nicht einmal 5 Prozent der 
gesamten Stadtbevölkerung. Dies ist, in manchem innerdeutschen 
Vergleich, ein sehr niedriger Wert. Inwiefern ist dies spürbar?

Grasnick: Da muss man sich die Stadtgesellschaft angucken, 
um Beispiele zu geben. Es gibt beispielsweise Kitas, in denen 
keine Kinder mit Migrationshintergrund sind und an anderen 
stammen 30 Prozent aus Zuwandererfamilien. Ich mache mir 
Sorgen um Kinder aus Kitas und Schulen, in denen keine 
Kinder mit Migrationshintergrund sind. Wenn sie dann ohne 
Erfahrungen und selbstverständlichen Umgang in einem inter-
kulturellen Umfeld später während der Arbeitssuche z. B. nach 
Nordrhein-Westfalen gehen und sich dort umschauen, werden 
sie einen Kulturschock erleben. 
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WeltTrends: Rechnen Sie mit deutlich mehr Zuwanderung 
in das Land Brandenburg und in die Stadt Potsdam in den 
kommenden Jahren? Wenn dem so ist: Sind die Schulen und 
Kitas  darauf vorbereitet?

Grasnick: Mit großer Zuwanderung rechne ich nicht; höchs-
tens im Bereich Dienstleistungen. In den Kitas ist man gut 
aufgestellt, jedes Kind mit einem Jahr hat Anspruch auf 
einen Kita-Platz, auch um die sprachliche Eingliederung 
leichter erfolgen zu lassen. In den Schulen ist mehr zu tun. 

In der Eingliederungsverordnung des Landes 
Brandenburg ist der Unterricht „Deutsch als 
Zweitsprache“ festgeschrieben. Es gibt Schwer-
punktschulen wie die Grundschule am Schlaatz, 
die je nach Schülerzahl über etwa 40 Unter-
richtsstunden in der Woche für die Förderung 
der Deutschkenntnisse ihrer Schülerschaft ohne 
deutsche Muttersprache verfügt. Sehr proble-
matisch war die Eingliederung von Flücht-
lingen, die hier mit 16 Jahren ankommen. Sie 

haben ein eigenes Asylverfahren und gelten im Ausländerrecht 
als Erwachsene. Mit Hilfe der Beratungsstellen, des Jugend-
amtes, des Schulamtes und des Ministeriums für Bildung ist 
geklärt, dass die Rechte der Kinder stärker wahrgenommen 
werden; die Jugendhilfe achtet jetzt darauf, dass sie an das 
Schulamt gemeldet werden, um Möglichkeiten zu bekommen, 
schulisch eingegliedert werden zu können. Potsdam kann 
weiterhin mit Zuwanderung von Wissenschaftlern und ihrer 
Familien rechnen. Als Wissenschaftsstandort brauchen wir 
noch internationale Schulen, wo die „mitwandernden“ Kinder 
und Jugendlichen ohne Eingliederungsschwierigkeiten und 
Zeitverlust ihre international geltenden Schulabschlüsse errei-
chen können.

WeltTrends: Im Integrationskonzept wird das Problem der 
sprachlichen Verständigung zwischen Sachbearbeitern und 
Zugewanderten bei Verwaltungsangelegenheiten angesprochen. 
Es wird als Ziel formuliert, die interkulturelle Kompetenz der 
Mitarbeiter in der städtischen Verwaltung zu stärken. Welche 
Schritte sind in diese Richtung unternommen worden? Sind 
bereits Erfolge zu verzeichnen?

Quelle: Landeshauptstadt Potsdam, 
Bereich Statistiken und Wahlen

Jahr
Potsdamer  
mit einem 

nichtdeutschen 
Pass

in %

2007 6818 4,55

2008 6814 4,49

2009 6567 4,29

2010 6644 4,27
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Grasnick: Im Bereich Personalentwicklung gibt es Angebote, 
dass die Kolleginnen und Kollegen im Rahmen der Arbeits-
zeit interkulturelle Kompetenzen erwerben können. Im vergan-
genen Jahr haben leider nur 16 Mitarbeiter entsprechende Kurse 
besucht. Zum Thema Sprache: 50 Kolleginnen und Kollegen 
lernen Englisch als Teil einer Fortbildungsmaßnahme der Stadt-
verwaltung. Bei Personalausschreibungen für Auszubildende, 
um auf einen weiteren Schritt zu kommen, werden Menschen 
mit interkultureller Kompetenz und mit Migrationshintergrund 
zur Bewerbung aufgefordert. Diese Bewerbungen sind höchst 
willkommen. Unser Ziel bleibt die interkulturelle Öffnung. 
Gegenwärtig wird zudem eine Vorstellung der Landeshauptstadt 
für Neubürger auf Russisch und Englisch entwickelt. Wir haben 
in der Verwaltung auch Russisch und Rumänisch sprechende 
Kollegen und das ist Gold wert für diese Klientel. Eines ist 
nicht geglückt, bislang: Den Aufbau eines verwaltungsinternen 
„Erste-Hilfe-Netzes“ zu erreichen, sodass intern und informell 
bei Sprachproblemen rasch zwischen den Verwaltungsebenen 
reagiert werden kann.

WeltTrends: Für ehrenamtliche Initiativen wie den Verein „Neues 
Potsdamer Toleranzedikt“ oder für die „Soziale Stadt“ sind Sie 
als Repräsentantin der Stadt Ansprechpartnerin. Wie agieren Sie 
mit den Initiativen zusammen? In welcher Weise können Sie 
fördern, finanziell, über die Vergabe von Räumlichkeiten?

Grasnick: Es ist nicht so ideal, wie es sein könnte. Als Integ-
rationsbeauftragte verfüge ich jährlich über 4400 Euro für die 
Förderung von Migrantenorganisationen, was ein recht beschei-
dener Betrag ist. Mit diesen Mitteln werden Veranstaltungen 
gefördert, die Menschen zusammenbringen, den interkultu-
rellen Dialog fördern; geschlossene Veranstaltungen werden 
nicht gefördert. Die Stadt hat zudem Bürgerhausstrukturen und 
kann relativ günstig Räume vermieten. Wenn Ausschreibungen 
vom BAMF (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) für 
Projekte und Veranstaltungen bei mir eingehen, kommuni-
ziere ich dies gegenüber den Initiativen. Die Kommunikation 
ist ganz entscheidend, auch zwischen den Vereinen unterein-
ander, die teilweise mehr voneinander wissen könnten. Durch 
den MIR e.V. (Migrations- und Integrationsrat Land Branden-
burg) kommt man nun mehr zueinander.
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WeltTrends: Im Zusammenhang mit dem Stichwort Förde-
rung: Seit 2005 gibt es in Potsdam einen Integrations-
preis. Welche Anforderungen erfüllen die Preisträger, worin 
besteht ihr bürgerschaftliches Engagement? Es hat auch eine 
Kontroverse um die Verleihung des Preises gegeben mit der 
Gewinnergruppe „Zimtzicken“, die der Stadt nicht nur 
positive Nachrichten bescherte.

Grasnick: Der Integrationspreis ist aufgrund einer Idee des 
damaligen Ausländerbeirats entstanden. Es wurde politisch 

entschieden, einen Preis in Höhe von 1000 Euro 
auszuloben, um Integrationsprojekte bekannt zu 
machen und zur Nachahmung anzuregen. Eines der 
Kriterien, nach dem die Jury, die der Oberbürger
meister mit dem Vorsitzenden der Stadtverordne-
tenversammlung einberuft, entscheidet, ist jenes 
der Nachhaltigkeit, ob das Projekt andauern kann. 
Bewerben können sich ehrenamtliche, aber auch 
bereits finanzierte Projekte. Zu den „Zimtzicken“: 
Dies ist ein von der ARD-Fernsehlotterie ausfinan-

ziertes Projekt beim Autonomen Frauenzentrum Potsdam, ein 
sehr gutes Projekt, eine multikulturelle Mädchengruppe. Jedes 
Projekt hat einen Anfang und ein Ende, allerdings dieses nicht 
in der Finanzplanung der Landeshauptstadt. Die „Zimtzi-
cken“ haben sich bemüht, die notwendige Personalstelle für die 
Fortsetzung der bisherigen Projektarbeit über den Stadthaushalt 
fördern zu lassen, aber die Finanzierung dafür war nicht da. Aber 
wohlwollende Verhandlungen laufen jetzt, im August, noch.

WeltTrends: Als Integrationsbeauftragte der Stadt, was wünschen 
Sie sich im Kontext Ihres Tätigkeitsfeldes am meisten, was sollte 
dringlichst anders sein?

Grasnick: Ich wünsche mir, dass bei einem Zugewanderten 
zuerst gefragt wird, was er für Kompetenzen hat, und erst an 
zweiter Stelle die ordnungsrechtlichen Fragen nach seinem 
Status eine Rolle spielen.

WeltTrends: Frau Grasnick, vielen Dank für das Gespräch.

Das Interview führte Christoph Sebastian Widdau.

Quelle: Landeshauptstadt 
Potsdam, Bereich Statistiken 
und Wahlen

Jahr
Potsdamer 

Deutsche mit 
weiterer Staats-
angehörigkeit

2007 1432

2008 1581

2009 1777

2010 2068
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